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- Drucksache 9/1897 -  

A. Problem 

Der Gesetzentwurf will erreichen, daß die Interessen der Wehr-
pflichtigen und der Bundeswehr mehr als bisher berücksich-
tigt werden. Dazu gehört auch eine Änderung, die es der Bun-
deswehr ermöglicht, ehemalige Reservisten bis zum vollende-
ten 65. Lebensjahr zu dienstlichen Veranstaltungen hinzuzu-
ziehen, wenn sie wehrfähig sind. Der Gesetzentwurf soll aus-
schließen, daß Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit ihr 
Dienstverhältnis nach dem Soldatengesetz vorzeitig beenden 
können, ohne die Kosten einer von der Bundeswehr gewährten 
Ausbildung erstatten zu müssen. Im Soldatenversorgungsge-
setz ist für Fälle, in denen ein Berufssoldat oder Soldat auf Zeit 
Mitglied einer Regierung oder Parlamentarischer Staatssekre-
tär gewesen ist, eine Lücke zu schließen. Das Wehrpflichtge-
setz und das Zivildienstgesetz sind der Rechtsprechung und 
den Erfordernissen der Praxis anzupassen. 

B. Lösung 

Änderung einer Reihe von Vorschriften des Wehrpflichtgeset-
zes. Dazu gehören unter anderem die Möglichkeit der Heran-
ziehung auf Wunsch in besonderen Einzelfällen schon mit 17 
Jahren, die Ergänzung von Wehrdienstausnahmen, die Entlas-
sung von Wehrpflichtigen auch bei Verurteilung zu Jugend-
strafe und eine Ersatzpflicht bei Bekleidungs- und Ausrü-
stungsverlusten, die der Wehrpflichtige zu vertreten hat. Das 
Soldatengesetz wird ergänzt um eine Verpflichtung der Berufs-
soldaten und Soldaten auf Zeit, bei vorzeitigem Ausscheiden et-
waige Ausbildungskosten zu 'erstatten. Berücksichtigung der 
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Tätigkeit von Regierungsmitgliedern und Parlamentarischen 
Staatssekretären, deren Wehrdienstverhältnis ruht, als Wehr-
dienstzeit im Rahmen des Soldatenversorgungsgesetzes. Än-
derungen des Zivildienstgesetzes, insbesondere als Folge der 
Änderungen des Wehrpflichtgesetzes. 

C. Alternativen 

Der Bundesrat hat verschiedene zusätzliche Änderungen vor-
geschlagen. 

D. Kosten 

Die Änderungen des Wehrpflichtgesetzes, des Soldatengeset-
zes, des Soldatenversorgungsgesetzes und des Zivildienstge-
setzes verursachen keine Mehrkosten. Eine der Änderungen 
des Soldatenversorgungsgesetzes könnte geringfügige Min-
derausgaben zur Folge haben. Geringe Einnahmen werden 
durch die Änderung des Soldatengesetzes aus der vorgesehe-
nen Kostenerstattungspflicht anfallen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 9/1897 — in der aus der anliegenden Zusam-
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 9. Dezember 1982 

Der Verteidigungsausschuß  

Biehle 

Vorsitzender 

Berger (Lahnstein) 

Berichterstatter 

Möhring 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Wehrrechts 
und des Zivildienstrechts 
— Drucksache 9/1897 — 
mit den Beschlüssen des Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wehr- 
rechts und des Zivildienstrechts 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. Dezember 1972 (BGBl. I 
S. 2277), zuletzt geändert durch § 25 des Gesetzes 
vom 16. August 1980 (BGBl. I  S. 1429), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Sie umfaßt die Pflicht, sich zu melden, vor-
zustellen, nach Maßgabe dieses Gesetzes 
Auskünfte zu erteilen, sich auf die geistige 
und körperliche Tauglichkeit untersuchen 
und auf die Eignung für bestimmte Verwen-
dungen prüfen zu lassen, den Wehrpaß und 
das Personalstammblatt in Empfang zu neh-
men und zum Gebrauch im Wehrdienst be-
stimmte Bekleidungs- und Ausrüstungs-
stücke zu übernehmen und entsprechend 
dem Einberufungsbescheid zum Dienstan-
tritt mitzubringen." 

b) In Absatz 2 werden in Satz 1 die Worte „ , die 
einem aufgerufenen Geburtsjahrgang ange-
hören, haben" durch die Worte „haben nach 
Beginn der Erfassung ihres Geburtsjahr-
gangs", in Satz 2 die Worte „Sie haben eine 
Genehmigung auch dann einzuholen" durch 
die Worte „Das gleiche gilt" ersetzt. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wehr

-

rechts und des Zivildienstrechts 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. Dezember 1972 (BGBl. I 
S. 2277), zuletzt geändert durch § 25 des Gesetzes 
vom 16. August 1980 (BGBl. I  S. 1429), wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 

la. In § 4 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort „An-
gehörige" die Worte „und ehemalige Angehöri-
ge" sowie nach dem Wo rt  „Reserve" die Worte 
„die wehrdienstfähig sind und das fünfund-
sechzigste Lebensjahr noch nicht vollendet ha-
ben" eingefügt. 
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Entwurf 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Einem Antrag des Betroffenen, ihn schon 
vor Musterung seines Geburtsjahrgangs 
zum Grundwehrdienst heranzuziehen, kann 
nach Vollendung des siebzehnten und soll 
nach Vollendung des achtzehnten Lebens

-

jahrs entsprochen werden; der Antrag eines 
Minderjährigen bedarf der Zustimmung des 
gesetzlichen Vertreters." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Tage der schuldhaften Abwesenheit 
von der Truppe oder Dienststelle und Zeiten 
der schuldhaften Dienstverweigerung wäh-
rend eines Wehrdienstverhältnisses, in dem 
Grundwehrdienst zu leisten ist, sind nachzu-
dienen. Das gleiche gilt für Zeiten der Abwe-
senheit während eines solchen Wehrdienst-
verhältnisses, die durch Aussetzung der Voll-
ziehung des Einberufungsbescheids bedingt 
sind. Zeiten der Verbüßung von Freiheits-
strafe, Strafarrest, Jugendstrafe, Jugendar-
rest oder Disziplinararrest während eines 
solchen Wehrdienstverhältnisses sollen 
nachgedient werden; dies gilt auch für Zeiten 
einer während eines solchen Wehrdienstver-
hältnisses erlittenen Untersuchungshaft, der 
eine rechtskräftige Verurteilung gefolgt 
ist."  

3. In § 8 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Zum Nachweis des Wehrdienstes in fremden 
Streitkräften kann das Kreiswehrersatzamt 
eine Versicherung des Wehrpflichtigen an Eides 
Statt verlangen." 

4. In § 11 Abs. 1 Nr. 2 und 3 wird jeweils das Wort 
„Subdiakonatsweihe" durch das Wort „Diako-
natsweihe" ersetzt. 

5. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden das Wort „eine" ge-
strichen und nach dem Wort „Freiheitsstra-
fe" die Worte „ , Strafarrest, Jugendstrafe 
oder Jugendarrest" sowie nach dem Wort 
„verbüßt" die Worte „ , sich in Untersu-
chungshaft befindet" eingefügt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden das Wort „oder" 
durch ein Komma ersetzt und nach dem 
Wort „Landtag" die Worte „oder zum Euro-
päischen Parlament" eingefügt. 

c) Absatz 4 Satz 2 Nr. 3 Buchstabe b erhält 
folgende Fassung: 

„b) den zweiten Bildungsweg zur Hoch-
schul- oder Fachhochschulreife, zu ei-
nen mittleren Bildungsabschluß oder 
zum Hauptschulabschluß oder". 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert  
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Entwurf 

d) Absatz 4 Satz 2 Nr. 3 erhält ab Buchstabe c 
folgende Fassung: 

„c) eine ohne Hochschul- oder Fachhoch-
schulreife begonnene erste Berufsaus-
bildung, die regelmäßig nicht länger als 
vier Jahre dauert oder deren regelmäßig 
über vier Jahre hinausführender Ab-
schnitt noch nicht begonnen hat, 

unterbrechen würde." 

e) In Absatz 5 werden die Worte „eine Frei-
heitsstrafe" durch die Worte „Freiheitsstra-
fe, Strafarrest, Jugendstrafe" ersetzt. 

6. In § 14 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Bundesminister der Verteidigung oder die 
von ihm bestimmte Stelle kann durch allge-
meine Verwaltungsvorschriften die örtliche Zu-
ständigkeit für Musterungsentscheidungen 
nach § 18 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 Halbsatz 1 
und für die Anhörung nach § 29 Abs. 4 Nr. 1 ab-
weichend von den Vorschriften des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes regeln." 

7. In § 15 Abs. 6 Satz 1 werden die Worte „ein hal-
bes Jahr" durch die Worte „neun Monate" er-
setzt. 

8. § 19 Abs. 3 Satz 2 wird gestrichen. 

9. § 23 Abs. 2 wird gestrichen. 

10. § 24 Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

„4. ausgehändigte Bekleidungs- und Ausrü-
stungsstücke ohne Entschädigung je-
derzeit erreichbar sorgfältig aufzube-
wahren und zu pflegen, sie nicht außer-
halb des Wehrdienstes zu verwenden, 
eine mißbräuchliche Benutzung durch 
Dritte auszuschließen, den Weisungen 
zur Behandlung der Sachen nachzu-
kommen, die Sachen der zuständigen 
Dienststelle auf Aufforderung vorzule-
gen und ihre Schäden sowie Verluste 
unverzüglich zu melden,". 

b) Nummer 5 erhält folgende Fassung: 

„5. die Pflicht, den Wehrpaß und das Perso-
nalstammblatt sorgfältig aufzubewah-
ren, nicht mißbräuchlich zu verwenden 
und auf Aufforderung der zuständigen 
Dienststelle vorzulegen oder zurückzu-
geben,". 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. § 24 Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

„4. ausgehändigte Bekleidungs- und Ausrü-
stungsstücke ohne Entschädigung je-
derzeit erreichbar sorgfältig aufzube-
wahren und zu pflegen, sie nicht außer-
halb des Wehrdienstes zu verwenden, 
eine mißbräuchliche Benutzung durch 
Dritte auszuschließen, den Weisungen 
zur Behandlung der Sachen nachzu-
kommen, die Sachen der zuständigen 
Dienststelle auf Aufforderung vorzule-
gen und ihr Schäden sowie Verluste 
unverzüglich zu melden,". 

b) unverändert 
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Entwurf 

c) Folgende Sätze werden angefügt: 

„Satz 1 Nr. 4 und 5 gilt auch für die Zeit nach 
Beendigung der Wehrüberwachung. Die 
Wehrpflichtigen haben für schuldhaft verur-
sachte Schäden und Verluste an ausgehän-
digten Bekleidungs- und Ausrüstungsstük-
ken Geldersatz zu leisten. Die Schadenser-
satzansprüche verjähren in drei Jahren von 
dem Zeitpunkt an, in dem die zuständigen 
Behörden von dem Schaden Kenntnis erlan-
gen, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in 
dreißig Jahren von der Begehung der Hand-
lung  an."  

11. In § 26 Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 2 wird das Wort 
„zweiunddreißigste" durch das Wort „achtund-
zwanzigste" ersetzt. 

12. In § 28 werden Nummern 2 und 3 zu Nummern 3 
und 4; folgende neue Nummer 2 wird einge-
fügt: 

„2. im Falle einer Wehrübung, deren Endzeit-
punkt kalendermäßig bestimmt ist, durch 
Ablauf der für den Wehrdienst festgesetz-
ten Zeit; dies gilt nicht, wenn der Bereit-
schaftsdienst nach § 6 Abs. 6 angeordnet 
oder der Verteidigungsfall eingetreten 
ist;". 

13. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. mit Ablauf der für den Wehrdienst fest-
gesetzten Zeit; dies gilt nicht, wenn bei 
einer Wehrübung der Endzeitpunkt ka-
lendermäßig bestimmt ist, wenn sich der 
Wehrdienst in der Verfügungsbereit-
schaft anschließt oder wenn der Bereit-
schaftsdienst nach § 6 Abs. 6 angeordnet 
oder der Verteidigungsfall eingetreten 
ist;". 

b) In Absatz 1 wird folgende neue Nummer 2 a 
eingefügt: 

„2 a. aus dem Bereitschaftsdienst nach § 6 
Abs. 6, wenn dessen Anordnung aufge-
hoben wird, es sei denn, daß der Vertei-
digungsfall eingetreten ist,". 

c) In Absatz 1 Nr. 4 werden die Worte „oder 
wenn im Frieden die Wehrpflicht des Solda-
ten endet," angefügt. 

d) In Absatz 1 Nr. 8 werden das Wort „oder" 
durch ein Komma ersetzt und nach dem 
Wort „Landtag" die Worte „oder zum Euro-
päischen Parlament" eingefügt. 

e) Absatz 2 Satz 5 und Absatz 3 werden gestri-
chen. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

c) unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert  
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Entwurf 

f) In Absatz 4 Nr. 1 werden die Worte „im 
Wehrdienst" durch die Worte „in der Bundes-
wehr" ersetzt und nach dem Wort „würde" 
die Worte „und dies nach der Entlassung 
seine Zurückstellung vom Wehrdienst nach 
§ 12 Abs. 4 rechtfertigt" eingefügt. 

g) In Absatz 4 Nr. 2 werden nach dem Wort 
„Freiheitsstrafe" die Worte „oder Strafar-
rest", nach dem Wort „mehr" die Worte „oder 
auf eine nicht zur Bewährung ausgesetzte 
Jugendstrafe" eingefügt. 

h) Absatz 5 Satz 2 Halbsatz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„Die Entlassung nach Absatz 1 Nr. 1 aus ei-
ner Wehrübung, deren Endzeitpunkt nicht 
kalendermäßig bestimmt ist, sowie die Ent-
lassung nach Absatz 1 Nr. 7 und 9 verfügt der 
nächste Disziplinarvorgesetzte;". 

i) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Ein Soldat, der sich schuldhaft von sei-
ner Truppe oder Dienststelle fernhält, gilt 
mit dem Tag als entlassen, an dem er hätte 
entlassen werden müssen, wenn er statt des-
sen Dienst geleistet hätte. Seine Pflicht, 
Tage der schuldhaften Abwesenheit nachzu-
dienen (§ 5 Abs. 3), bleibt unberührt."  

14. In § 29 a werden die Worte „in dem für seine Ent-
lassung festgesetzten Zeitpunkt" durch die 
Worte „im Entlassungszeitpunkt", die Worte 
„für die Entlassung festgesetzten Zeitpunkt" 
durch das Wort „Entlassungszeitpunkt" und die 
Worte „dieser Frist von drei Monaten" durch die 
Worte „der drei Monate" ersetzt. 

15. In § 30 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz werden die 
Worte „§ 29 Abs. 1 Nr. 5" durch die Worte „§ 29 
Abs. 1 Nr. 6" ersetzt. 

16. In § 32 werden die Worte „gilt die Verwaltungs-
gerichtsordnung nach Maßgabe der §§ 33 bis 35" 
durch die Worte „ist der Verwaltungsrechtsweg 
gegeben" ersetzt. 

17. In § 39 Abs. 3 werden die Worte „und 2" gestri-
chen. 

18. In § 41 Abs. 1 werden die Worte „in den Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes" gestrichen und 
die Worte „erst zwei Jahre danach" durch die 
Worte „vor Ablauf von zwei Jahren nicht" er-
setzt. 

-19. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Satz 1 nach dem Wort 
„Polizei" die Worte „oder dem hauptamtli-
chen Bahnpolizeidienst der Deutschen Bun- 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

14. unverändert 

15. unverändert 

16. unverändert 

17. unverändert 

18. unverändert 

19. unverändert 
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Entwurf 

desbahn (polizeilicher Vollzugsdienst)" ein-
gefügt sowie in den Sätzen 2 und 4 jeweils 
die Worte „Vollzugsdienst der Polizei" durch 
die Worte „polizeilichen Vollzugsdienst" er-
setzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Vollzugspolizei" die Worte „oder hauptamt-
lichen Bahnpolizei" eingefügt. 

c) In Absatz 3 werden die Worte „Vollzugs-
dienst der Polizei" durch die Worte „polizeili-
chen Vollzugsdienst" ersetzt und die Worte 
„mindestens einen Monat" sowie die Worte 
„und 2" gestrichen. 

20. § 45 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 Buchstabe b werden nach dem 
Wort „Wehrpaß" die Worte „oder sein Perso-
nalstammblatt" eingefügt und die Worte 
„oder auf Verlangen nicht der zuständigen 
Dienststelle vorlegt" gestrichen. 

b) In Nummer 1 Buchstabe c werden die Worte 
„bei der Entlassung oder später" gestrichen 
und nach dem Wort „übernimmt" die Worte 
„oder nicht entsprechend dem Einberufungs-
bescheid zum Dienstantritt mitbringt" einge-
fügt. 

c) In Nummer 6 werden die Worte „oder 7" 
durch die Worte „Satz 1 oder Abs. 7" ersetzt 
und nach dem Wort „Wehrüberwachung" die 
Worte „oder eine ihm nach § 24 Abs. 6 Satz 2 
nach Beendigung der Wehrüberwachung" 
eingefügt. 

21. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 5 Buchstabe c werden das 
Wort „aufgerufenen" gestrichen und nach 
den Worten „angehören," die Worte „dessen 
Erfassung begonnen hat," eingefügt. 

b) In Absatz 2 Nr. 1 werden nach dem Wort „er-
statten" die Worte ,,; § 24 Abs. 6 a Satz 1 ist 
nicht anzuwenden" eingefügt. 

22. In § 49 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „ohne 
Jahrgangsaufruf" gestrichen. 

23. § 52 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 52 

Übergangsvorschriften aus Anlaß des 
Änderungsgesetzes vom ... (BGBl. I ...) 

(Einzusetzen sind das Datum der Ausfertigung 
des Änderungsgesetzes sowie die Fundstelle) 

(1) Auf Zeiten eines verbüßten Freiheitsent-
zuges und einer erlittenen Untersuchungshaft 
im Sinne von § 5 Abs. 3 Satz 3 ist diese Vor-
schrift in der vom ... (Datum des Inkrafttretens 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

20. unverändert 

21. unverändert 

22. unverändert 

23. unverändert 
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Entwurf 

des Änderungsgesetzes) an geltenden Fassung 
nur anzuwenden, wenn der Freiheitsentzug 
oder die Untersuchungshaft ganz oder teilweise 
auf eine nach dem ... (Datum des Tages vor dem 
Inkrafttreten des Änderungsgesetzes) began-
gene Tat zurückgeht. 

(2) Hätte ein Soldat, der sich schuldhaft von 
seiner Truppe oder Dienststelle fernhält, vor 
dem ... (Datum des Inkrafttretens des Ände-
rungsgesetzes) entlassen werden müssen, wenn 
er statt dessen Dienst geleistet hätte, so gilt er 
abweichend von § 29 Abs. 6 Satz 1 als am ... (Da-
tum des Inkrafttretens des Änderungsgesetzes) 
entlassen." 

Artikel 2 
Änderung des Soldatengesetzes 

Das Soldatengesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. August 1975 (BGBl. I S. 2273), zu-
letzt geändert durch § 30 des Gesetzes vom 26. Juni 
1981 (BGBl. I S. 553), wird wie folgt geändert: 

1. § 17 Abs. 4 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Die Vorschrift des § 32 Abs. 2 Satz 2 des Bun-
des-Seuchengesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. Dezember 1979 (BGBl. I 
S. 2262) bleibt unberührt." 

2. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift werden ein Semikolon und 
die Worte „Ernennung zum Mitglied der 
Bundesregierung oder einer Landesregie-
rung oder zum Parlamentarischen Staatsse-
kretär" angefügt. 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Wird ein Berufssoldat zum Mitglied 
der Bundesregierung oder zum Parlamenta-
rischen Staatssekretär bei einem Mitglied 
der Bunderegierung ernannt, gelten § 18 
Abs. 1 und 2 und § 20 des Bundesministerge-
setzes entsprechend. Das gilt auch für die Er-
nennung zum Mitglied der Regierung eines 
Landes oder für den Eintritt in ein Amtsver-
hältnis, das dem eines Parlamentarischen 
Staatssekretärs im Sinne des Gesetzes über 
die Rechtsverhältnisse der Parlamentari-
schen Staatssekretäre entspricht. Die Sät-
ze 1 und 2 gelten für Soldaten auf Zeit ent-
sprechend mit der Maßgabe, daß bei Anwen-
dung des § 18 Abs. 2 des Bundesministerge-
setzes an die Stelle des Eintritts in den Ruhe-
stand die Beendigung des Dienstverhältnis-
ses tritt." 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Artikel 2 

Änderung des Soldatengesetzes 

Das Soldatengesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. August 1975 (BGBl. I S. 2273), zu-
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
7. Juli 1980 (BGBl. I S. 851), wird wie folgt geän-
dert: 

1. unverändert 

2. unverändert 
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Entwurf 

3. § 46 Abs. 3 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Vor Ablauf der in den Sätzen 1 und 2 genann-
ten Dienstzeiten ist der Berufssoldat auf seinen 
Antrag zu entlassen, wenn das Verbleiben im 
Dienst für ihn wegen persönlicher, insbeson-
dere häuslicher, beruflicher oder wirtschaftli-
cher Gründe eine besondere Härte bedeuten 
würde." 

4. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Absatz 4 wird eingefügt: 

„(4) Ein Berufssoldat, der vor Ablauf der in 
§ 46 Abs. 3 Satz 1 genannten Dienstzeit auf 
seinen Antrag entlassen wird, muß die ent-
standenen Kosten des Studiums oder der 
Fachausbildung erstatten. Unter den glei-
chen Voraussetzungen muß ein Berufssoldat 
in der Laufbahn der Offiziere des Sanitäts-
dienstes das ihm als Sanitätsoffizier-Anwär-
ter gewährte Ausbildungsgeld erstatten. Auf 
die Erstattung kann ganz oder teilweise ver-
zichtet werden, wenn sie für den Soldaten 
eine besondere Härte bedeuten würde." 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

5. § 55 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Ein Soldat auf Zeit ist auf seinen Antrag 
zu entlassen, wenn das Verbleiben im Dienst für 
ihn wegen persönlicher, insbesondere häusli-
cher, beruflicher oder wirtschaftlicher Gründe 
eine besondere Härte bedeuten würde." 

6. § 56 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Ein Soldat auf Zeit, dessen militärische 
Ausbildung mit einem Studium oder einer Fach-
ausbildung verbunden war, muß die entstande-
nen Kosten des Studiums oder der Fachausbil-
dung erstatten, wenn er auf seinen Antrag ent-
lassen worden ist oder er seine Entlassung nach 
§ 55 Abs. 4 Satz 1 vorsätzlich oder grobfahrläs-
sig verursacht hat. Ein Sanitätsoffizier-Anwär-
ter muß das ihm gewährte Ausbildungsgeld er-
statten, wenn er 

1. seiner Berufung in das Dienstverhältnis ei-
nes Berufssoldaten nicht zugestimmt hat, es 
sei denn, daß seine Dienstzeit im Dienstver-  

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

2a. Nach § 35 b wird folgender § 35 c eingefügt: 

„§ 35 c 

Beteiligung an der Gestaltung 
des Dienstrechts 

Für die Beteiligung bei der Gestaltung des 
Dienstrechts der Soldaten gilt § 94 des Bundes-
beamtengesetzes sinngemäß." 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 
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hältnis eines Soldaten auf Zeit auf Grund 
freiwilliger Verpflichtung auf die Dauer von 
fünfzehn Jahren festgesetzt wird, 

2. auf seinen Antrag entlassen worden ist 

oder 

3. seine Entlassung nach § 55 Abs. 4 Satz 1 vor-
sätzlich oder grobfahrlässig verursacht hat. 

Auf die Erstattung kann ganz oder teilweise ver-
zichtet werden, wenn sie für den Soldaten eine 
besondere Härte bedeuten würde." 

7. § 73 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 73 

Übergangsvorschrift aus Anlaß des 
Änderungsgesetzes vom ... (BGBl. I ...) 

(Einzusetzen sind das Datum der Ausfertigung 
des Änderungsgesetzes sowie die Fundstelle) 

Auf Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, die 
vor dem ... (Datum des Inkrafttretens des Ände-
rungsgesetzes) ein Studium oder eine Fachaus-
bildung im Rahmen ihrer militärischen Ausbil-
dung abgeschlossen haben, sind die bisherigen 
Vorschriften anzuwenden." 

Artikel 3 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9. Oktober 1980 (BGBl. I 
S. 1957) wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird im Zweiten Teil, 
Abschnitt I, Nummer 4, folgender Buchstabe f 
angefügt: 

„f) Versorgung beim Ruhen 
der Rechte und Pflichten ... 13c". 

2. § 7 Abs. 1 Satz 4 wird gestrichen. 

3. Hinter § 13 b wird folgende Überschrift und fol-
gender § 13c eingefügt: 

„f) Versorgung beim Ruhen 
der Rechte und Pflichten 

§ 13c 

(1) Auf einen Soldaten auf Zeit, dessen Rechte 
und Pflichten aus dem Dienstverhältnis nach 
dem Abgeordnetengesetz oder entsprechenden 
Rechtsvorschriften geruht haben, ist, soweit die 
Zeit des Ruhens nicht als Dienstzeit im Sinne 
des Versorgungsrechts gilt, § 13 b Satz 1 entspre-
chend anzuwenden. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 
 

7. unverändert 

Artikel 3 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9. Oktober 1980 (BGBl. I 
S. 1957), geändert durch Artikel 3 § 1 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I  S. 1523), wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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(2) Die Zeit, die ein Soldat als Mitglied der 
Bundesregierung oder als Parlamentarischer 
Staatssekretär bei einem Mitglied der Bundes-
regierung zurückgelegt hat, gilt für die Versor-
gung als Wehrdienstzeit. Dies gilt auch für die 
Zeit als Mitglied einer Landesregierung oder als 
Inhaber eines Amtes, das dem eines Parlamen-
tarischen Staatssekretärs im Sinne des Geset-
zes über die Rechtsverhältnisse der Parlamen-
tarischen Staatssekretäre entspricht. In den 
Fälle des § 25 Abs. 4 Satz 3 des Soldatengesetzes 
ist § 13b Satz 1 entsprechend anzuwenden hin-
sichtlich der Zeit, um die die Zeit des Dienstver-
hältnisses bis zum Ende der Amtszeit kürzer ist 
als die festgesetzte Dienstzeit." 

4. In § 15 Abs. 1 erhält das Klammerzitat folgende 
Fassung: 

„(§ 25 Abs. 4, §§ 44, 50, 51 Abs. 3 des Soldatenge-
setzes)". 

5. § 20 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Ruhegehaltfähig ist die während der 
Wehrdienstzeit zurückgelegte Zeit 

1. als Mitglied der Bundesregierung oder einer 
Landesregierung, 

2. der Bekleidung des Amtes eines Parlamen-
tarischen Staatssekretärs bei einem Mit-
glied der Bundesregierung nach dem 14. De-
zember 1972 oder bei einem Mitglied einer 
Landesregierung, soweit entsprechende Vor-
aussetzungen vorliegen, 

3. im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatli-
chen oder überstaatlichen Einrichtung. 

Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend." 

6. In § 32 Abs. 2 Satz 1 wird die Zahl „4" durch die 
Zahl „5" ersetzt. 

7. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Satz 2 wird eingefügt: 

„Ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungs-
recht gegenüber einem Anspruch auf Über-
gangsbeihilfe kann gegen den Empfänger 
nur wegen eines Anspruchs aus dem Dienst-
verhältnis geltend gemacht werden."  

b) In Satz 3 werden die Worte „Einschränkung 
gilt" durch die Worte „Einschränkungen gel-
ten" ersetzt. 

8. In § 63 Abs. 1 Nr. 1 werden nach dem Wort „von" 
die Worte „einsitzigen und zweisitzigen" einge-
fügt. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

4. unverändert 

5. § 20 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Ruhegehaltsfähig ist die während der 
Wehrdiestzeit zurückgelegte Zeit 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

Die Absäzte 1 und 2 gelten entsprechend." 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 
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9. In § 82 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „deren 
Heilbehandlungsbedürftigkeit während des 
Wehrdienstverhältnisses festgestellt worden 
und die bei dessen Beendigung heilbehand-
lungsbedürftig ist," durch die Worte „die bei Be-
endigung des Wehrdienstverhältnisses heilbe-
handlungsbedürftig ist," ersetzt. 

10. In § 88 Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 wird die Zahl „3" durch 
die Zahl „5" ersetzt. 

11. In § 92 Abs. 1. werden die Worte „§§ 4 und 5 und" 
durch die Worte „§§ 4, 5 und 7 Abs. 1 Satz 3 so-
wie" ersetzt. 

Artikel 4 

Änderung des Zivildienstgesetzes 

Das Zivildienstgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 9. August 1973 (BGBl. I S. 1015), zu-
letzt geändert durch § 31 des Gesetzes vom 26. Juni 
1981 (BGBl. I S. 553), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Verwaltungs-
aufgaben" durch das Wort „Aufgaben" ersetzt. 

2. In § 9 Abs. 2 werden die Worte „, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz zur Änderung der Straf-
prozeßordnung und des Gerichtsverfassungsge-
setzes (StPÄG) vom 19. Dezember 1964 (BGBl. I 
S. 1067)," gestrichen. 

3. In § 10 Abs. 1 Nr. 2 und 3 wird jeweils das Wort 
„Subdiakonatsweihe" durch das Wort „Diako-
natsweihe" ersetzt. 

4. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden das Wort „eine" ge-
strichen und nach dem Wort „Freiheitsstra-
fe" die Worte „, Strafarrest, Jugendstrafe 
oder Jugendarrest" sowie nach dem Wort 
„verbüßt" die Worte „, sich in Untersu-
chungshaft befindet" eingefügt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden das Wort „oder" 
durch ein Komma ersetzt und nach dem 
Wort „Landtag" die Worte „oder zum Euro-
päischen Parlament" eingefügt. 

c) Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Hat er die Wahl angenommen, so kann er 
für die Dauer des Mandats nur auf seinen 
Antrag einberufen werden."  

d) Absatz 4 Satz 2 Nr. 3 Buchstabe b erhält fol-
gende Fassung: 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

Artikel 4 

Änderung des Zivildienstgesetzes 

Das Zivildienstgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 9. August 1973 (BGBl. I S. 1015), zu-
letzt geändert durch Artikel II § 11 des Gesetzes vom 
4. November 1982 (BGBl. I  S. 1450), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 
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„b) den zweiten Bildungsweg zur Hoch-
schul- oder Fachhochschulreife, zu ei-
nem mittleren Bildungsabschluß oder 
zum Hauptschulabschluß oder". 

e) Absatz 4 Satz 2 Nr. 3 erhält ab Buchstabe c 
folgende Fassung: 

„c) eine ohne Hochschul- oder Fachhoch-
schulreife begonnene erste Berufsaus-
bildung, die regelmäßig nicht länger als 
vier Jahre dauert oder deren regelmäßig 
über vier Jahre hinausführender Ab-
schnitt noch nicht begonnen hat, 

unterbrechen würde." 

f) In Absatz 5 werden die Worte „eine Frei-
heitsstrafe" durch die Worte „Freiheitsstra-
fe, Strafarrest, Jugendstrafe" ersetzt. 

5. In § 14 a Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „minde-
stens fünfzehn Monate Entwicklungsdienst ge-
leistet sind" durch die Worte „Entwicklungs-
dienst von mindestens dieser Dauer geleistet 
ist" ersetzt. 

6. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Polizei" die Worte -„oder dem hauptamtli-
chen Bahnpolizeidienst der Deutschen Bun-
desbahn (polizeilicher Vollzugsdienst)" ein-
gefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 und 3, Absatz 2 und Ab-
satz 3 werden jeweils die Worte „Vollzugs-
dienst der Polizei" durch die Worte „polizeili-
chen Vollzugsdienst" ersetzt. 

7. § 22 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Zeiten der Verbüßung von Freiheitsstrafe, 
Strafarrest, Jugendstrafe, Jugendarrest oder 
Disziplinararrest und Zeiten einer während des 
Dienstes erlittenen Untersuchungshaft, der 
eine rechtskräftige Verurteilung gefolgt ist, sol-
len nicht angerechnet  werden."  

8. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden hinter den Worten 
„zu erfüllen," die Worte „sowie Dienstpflich-
tige, die wegen ihrer beruflichen Ausbildung 
während des Grundwehrdienstes vorwie-
gend militärfachlich (§ 5 Abs. 1 und § 40 des 
Wehrpflichtgesetzes) verwendet worden wä-
ren oder sind oder die wegen einer Verpflich-
tung zur Leistung eines mindestens zweijäh-
rigen Entwicklungsdienstes zunächst nicht 
zum Zivildienst herangezogen worden sind 
(§ 14 a)," eingefügt. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 
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b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Tage der schuldhaften Abwesenheit 
vom Zivildienst und Zeiten der schuldhaften 
Dienstverweigerung während des Zivil-
dienstverhältnisses sind nachzudienen. Das 
gleiche gilt für Zeiten der Abwesenheit wäh-
rend des Zivildienstverhältnisses, die durch 
Aussetzung der Vollziehung des Einberu-
fungsbescheids bedingt sind. Zeiten der Ver-
büßung von Freiheitsstrafe, Strafarrest, Ju-
gendstrafe oder Jugendarrest während des 
Zivildienstverhältnisses sollen nachgedient 
werden; dies gilt auch für Zeiten einer wäh-
rend des Zivildienstverhältnisses erlittenen 
Untersuchungshaft, der eine rechtskräftige 
Verurteilung gefolgt ist."  

9. In § 27 Abs. 2 wird das Wort „Einrichtung" durch 
das Wort „Beschäftigungsstelle" ersetzt. 

10. Nach § 32 wird folgender § 32 a eingefügt: 

„§ 32 a 
Verwendung bei Arbeitskämpfen 

Während der Dauer eines Arbeitskampfes, 
durch den die Beschäftigungsstelle unmittelbar 
betroffen ist, darf der Dienstleistende nicht mit 
einer Tätigkeit beschäftigt werden, die in der 
Beschäftigungsstelle infolge des Arbeitskamp-
fes nicht ausgeübt wird."  

11. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Satz 4 werden die Worte „auf An-
trag" gestrichen. 

b) In Absatz 7 werden die Worte „§ 121 Abs. 1 
und 3 des Bundesbeamtengesetzes über die 
Dienstbezüge im" durch die Worte „§ 17 des 
Beamtenversorgungsgesetzes über die Be-
züge für den" ersetzt. 

12. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 4 werden nach dem Wort 
„Entlassung" die Worte „, wenn sich die An-
haltspunkte dafür ergeben, daß er eine Zivil-
dienstbeschädigung erlitten hat, oder wenn 
er es beantragt" eingefügt. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Das Recht des Dienstleistenden, an-
läßlich der Untersuchung nach Absatz 1 
Nr. 4 Gutachten von Ärzten seiner Wahl ein-
zuholen, bleibt unberührt. Das Bundesamt 
kann auch andere Beweise erheben; § 20 fin-
det entsprechende Anwendung." 

c) Absatz 4 wird gestrichen. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 
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11. unverändert 

12. unverändert 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 	Drucksache 9/2279 

Entwurf 

13. § 40 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 32 Abs. 2 Satz 2 des Bundes-Seuchengesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
18. Dezember 1979 (BGBl. I S. 2262) bleibt unbe-
rührt." 

14. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 3 wird gestrichen; Nummern 4 
bis 12 werden Nummern 3 bis 11. 

b) In Absatz 2 Nr. 2 werden nach dem Wort 
„Freiheitsstrafe" die Worte „oder Strafar-
rest", nach dem Wort „mehr" die Worte „oder 
auf eine nicht zur Bewährung ausgesetzte 
Jugendstrafe" eingefügt. 

15. In § 44 Abs. 3 werden die Worte „an dem vorge-
sehenen Entlassungstag" durch die Worte „im 
Entlassungszeitpunkt" und die Worte „für die 
Entlassung vorgesehenen Zeitpunkt" durch das 
Wort „Entlassungszeitpunkt" ersetzt sowie die 
Worte „in Nummer 1 genannten" gestrichen. 

16. In § 48 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „deren 
Heilbehandlungsbedürftigkeit während des Zi-
vildienstverhältnisses festgestellt worden und 
die bei dessen Beendigung heilbehandlungsbe-
dürftig ist," durch die Worte „die bei Beendigung 
des Zivildienstverhältnisses heilbehandlungs-
bedürftig ist," ersetzt. 

17. In § 58 a Abs. 4 wird folgender neuer Satz als 
Satz 1 eingefügt: 

„Ein Dienstvergehen darf nur einmal diszipli-
nar geahndet werden."  

18. In § 61 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort 
„und" die Worte „Zivildienstschulen sowie" ein-
gefügt. 

19. § 66 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Sätze 2 und 3 werden durch folgende Sätze 2 
bis 5 ersetzt: 

„Das Bundesdisziplinargericht kann mündli-
che Verhandlung anordnen. Es entscheidet 
über die Disziplinarverfügung endgültig 
durch Beschluß. Dem Bundesdisziplinaran-
walt ist vor der Entscheidung Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. Das Bundes-
disziplinargericht kann die Disziplinarverfü-
gung aufrechterhalten, aufheben oder zu-
gunsten des Dienstleistenden ändern." 

b) In Satz 6 werden die Worte „Bundesmini-
sters für Arbeit und, Sozialordnung" durch 
die Worte „Bundesdisziplinaranwalts" er-
setzt. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 
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c) In Satz 7 werden nach dem Wort „zuzustel-
len" die Worte „und dem Bundesdisziplinar-
anwalt mitzuteilen" eingefügt. 

20. In § 67 Abs. 1 wird die Zahl „4" durch die Zahl „6" 
ersetzt. 

21. In § 69a Abs. 3 wird die Zahl „4" durch die Zahl 
„6" ersetzt. 

22. In § 79 Nr. 1 wird die Zahl „3" durch die Zahl „4" 
ersetzt. 

23. § 82 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 82 
Übergangsvorschriften aus Anlaß des 
Änderungsgesetzes vom ... (BGBl. I ...) 

(Einzusetzen ist das Datum der Ausfertigung 
des Änderungsgesetzes sowie die Fundstelle) 

(1) Auf Zeiten eines verbüßten Freiheitsent-
zuges und einer erlittenen Untersuchungshaft 
im Sinne von § 22 Satz 3 und § 24 Abs. 3 Satz 3 
sind diese Vorschriften in der vom ... (Datum 
des Inkrafttretens des Änderungsgesetzes) an 
geltenden Fassung nur anzuwenden, wenn der 
Freiheitsentzug oder die Untersuchungshaft 
ganz oder teilweise auf eine nach dem ... (Da-
tum des Tages vor dem Inkrafttreten des Ände-
rungsgesetzes) begangene Tat zurückgeht. 

(2) Auf Entwicklungsdienstverträge, die vor 
dem ... (Datum des Inkrafttretens des Ände-
rungsgesetzes) abgeschlossen worden sind, ist 
§ 14 a Abs. 3 Satz 2 in der bis dahin geltenden 
Fassung anzuwenden." 

Artikel 5 

Neubekanntmachung des Wehrpflichtgesetzes, des 
Soldatengesetzes, des Soldatenversorgungsgesetzes 

und des Zivildienstgesetzes 

(1) Der Bundesminister der Verteidigung kann 
den Wortlaut des Wehrpflichtgesetzes, des Soldaten-
gesetzes und des Soldatenversorgungsgesetzes in 
der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden 
Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung kann den Wortlaut des Zivildienstgesetzes in 
der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden 
Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 6 
 Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 

Beschlüsse des 12. Ausschusses 

20. unverändert 

21. unverändert 

22. unverändert 

23. unverändert 

Artikel 5 

Neubekanntmachung des Wehrpflichtgesetzes, des 
Soldatengesetzes, des Soldatenversorgungsgesetzes 

und des Zivildienstgesetzes 

(1) unverändert 

2) Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit kann den Wortlaut des Zivildienstgeset-
zes in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an gel-
tenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntma-
chen. 

Artikel 6 

unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Berger (Lahnstein) und Möhring 

Der Gesetzentwurf wurde in der 125. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 28. Oktober 1982 an den 
Verteidigungsausschuß überwiesen. Der Verteidi-
gungsausschuß hat den Gesetzentwurf in seiner 75. 
Sitzung am 8. Dezember 1982 abschließend beraten 
und einstimmig gebilligt. 

Mit dem Gesetzentwurf werden eine Reihe von Vor-
schriften des Wehrpflichtgesetzes, des Soldatenge-
setzes, des Soldatenversorgungsgesetzes und des Zi-
vildienstgesetzes geändert. 

Die vorgeschlagene Änderung des Wehrpflichtgeset-
zes soll eine Reihe von Vorschriften den Erforder-
nissen der Praxis anpassen. 

Zur Vermeidung von Ausbildungsnachteilen sollten 
künftig junge Männer auf Wunsch schon im Alter 
von 17 Jahren, vor Beginn der Wehrpflicht, heran

-

ziehbar sein. Die Einführung der direkten Wahl zum 
Europäischen Parlament macht eine Ergänzung der 
Zurückstellungsvorschriften für Abgeordnete des 
Deutschen Bundestages und der Landtage erforder-
lich. Künftig sollen auch der Zweite Bildungsweg zu 
einem mittleren Bildungsabschluß oder zum Haupt-
schulabschluß und jeder Abschnitt der Berufsausbil-
dung in den ersten vier Jahren grundsätzlich zur Zu-
rückstellung vom Wehrdienst führen. Schließlich 
sind die hauptamtlichen Bahnpolizeibeamten unter 
den gleichen Voraussetzungen vom Wehrdienst aus-
zunehmen wie die übrigen Polizeivollzugsbeamten. 

Die Erweiterung des zu dienstlichen Veranstaltun-
gen zuziehbaren Personenkreises berücksichtigt 
den verständlichen Wunsch vieler ehemaliger Re-
servisten, weiterhin zu derartigen Veranstaltungen 
zugezogen zu werden und hierdurch den Streitkräf-
ten verbunden zu bleiben. 

Sie wird vor allem auch den spezifischen Erforder-
nissen der Mandatsträger und Organisationsleiter 
im Reservistenverband (VdRBw) gerecht. 

Es ist notwendig, den in Rede stehenden Personen-
kreis auf Wehrdienstfähige zu beschränken. Eine 
andere Regelung würde sowohl den Interessen des 
Betroffenen selbst als auch denen der Bundeswehr 
nicht gerecht. Sie würde insbesondere die Bundes-
wehr der Gefahr aussetzen, vermeidbare Versor-
gungsansprüche aufgrund von Wehrdienstbeschädi-
gungen erfüllen zu müssen. 

Wehrpflichtige, die den Grundwehrdienst schuld-
haft nicht angetreten haben, sollen mit Ablauf der 
für den Wehrdienst festgesetzten Zeit als entlassen 
gelten. Den ins Ausland gegangenen Wehrpflichti-
gen wird damit die Rückkehr erleichtert. 

Die Entlassung des zu einer Jugendstrafe ohne Be-
währung verurteilten Wehrpflichtigen liegt im Inter-
esse der militärischen Ordnung. Damit der Bund 
keinen Vermögensschaden erleidet, muß der Wehr

-

pflichtige — auch nach Beendigung der Wehrüber-
wachung — zur Rückgabe der ausgehändigten Be-
kleidung und Ausrüstung und zum Ersatz für 
schuldhaft verursachte Schäden verpflichtet wer-
den. Mit der Herabsetzung des Mindestalters der 
Vorsitzenden von Prüfungsausschüssen für Kriegs-
dienstverweigerer wird das derzeit geringe Perso-
nalangebot vergrößert. Die übrigen Änderungen 
sind überwiegend redaktioneller Art. 

Durch die vorgeschlagene Änderung des Soldaten-
gesetzes werden die Voraussetzungen dafür ge-
schaffen, daß Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, 
die auf eigenen Antrag vor Ablauf der für Berufssol-
daten durch Gesetz (§ 46 Abs. 3 Sätze 1 und 2), für 
Soldaten auf Zeit durch Verwaltungsakt festgesetz-
ten Dienstzeit entlassen werden, die Kosten, die dem 
Dienstherrn anläßlich ihres Studiums oder ihrer 
Fachausbildung entstanden sind, oder das ihnen als 
Sanitätsoffiziersanwärter gewährte Ausbildungsgeld 
erstatten müssen. Zugleich werden die Vorausset-
zungen für die Entlassung auf eigenen Antrag inso-
weit neu geregelt, als in Fällen, in denen für den Sol-
daten das Verbleiben im Dienst wegen persönlicher, 
insbesondere häuslicher, beruflicher oder wirt-
schaftlicher Gründe eine besondere Härte bedeuten 
würde, ein Anspruch auf Entlassung eingeräumt 
wird. Mit dieser Regelung wird ein sachgerechter 
Ausgleich zwischen den Belangen des Dienstherrn 
und den persönlichen Interessen des Soldaten er-
reicht. Die Bundeswehr benötigt zur Aufrechterhal-
tung der Einsatzbereitschaft einen für längere Zeit 
gleichbleibenden, überschaubaren Bestand an be-
sonders ausgebildeten Berufssoldaten und Soldaten 
auf Zeit. Dem kann nur dadurch Rechnung getragen 
werden, daß die Soldaten im Gegensatz zu den Be-
amten nicht jederzeit, sondern erst nach einer ihrer 
Ausbildung angemessenen Zeit aus dem Dienstver-
hältnis ausscheiden können. Dieses Interesse des 
Dienstherrn muß jedoch dann zurücktreten, wenn 
für den Soldaten aus persönlichen Gründen das wei-
tere Verbleiben im Dienst nicht zumutbar wäre. In 
einem solchen Fall kann der Soldat seine Entlas-
sung verlangen, muß aber die von dem Dienstherrn 
nutzlos aufgewandten Ausbildungskosten erstatten. 
Auf die Erstattung kann ganz oder teilweise verzich-
tet werden, wenn sie für den Soldaten eine beson-
dere Härte bedeuten würde. Der Gesetzentwurf 
trifft ferner Regelungen für den Fall, daß ein Berufs-
soldat oder Soldat auf Zeit zum Mitglied der Bundes-
regierung oder einer Landesregierung oder zum 
Parlamentarischen Staatssekretär ernannt wird. 

Darüber hinaus wurde auf Vorschlag des Bundesra-
tes die Beteiligung der Spitzenorganisationen der 
Soldaten bei der Gestaltung des Dienstrechts im Ge-
setzentwurf berücksichtigt. 

Im Soldatenversorgungsgesetz sollen für Berufssol

-

daten und Soldaten auf Zeit ergänzende Regelungen 
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über die Berücksichtigung solcher Zeiten bei der 
Dienstzeitversorgung getroffen werden, in denen die 
Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis we-
gen eines Amtes als Mitglied einer Regierung oder 
als Parlamentarischer Staatssekretär geruht haben. 
Im Bereich der Beschädigtenversorgung sollen ver-
schiedene Klarstellungen vorgenommen werden. Im 
übrigen sind redaktionelle Änderungen des Geset-
zes notwendig geworden. 

Die vorgeschlagenen Änderungen des Zivildienstge-
setzes ergeben sich überwiegend als Folgen der Än-
derungen des Wehrpflichtgesetzes. Im übrigen han-
delt es sich teils um rechtstechnische Änderungen, 
teils um Anpassungen an die neuere Rechtspre-
chung und teils um Anpassungen an geänderte Er-
fordernisse der Verwaltungspraxis. 

Auf die Begründung des Gesetzentwurfs in Druck-
sache 9/1897 wird verwiesen. 

Zu der Einbeziehung des hauptamtlichen Personals 
der Feuerwehren in den Katalog der Wehrdienstaus-
nahmen hat der mitberatende Innenausschuß in sei-
ner Sitzung am 8. Dezember 1982 folgende Stellung-
nahme abgegeben: 

„Der Innenausschuß stimmt dem Gesetzentwurf im 
Grundsatz zu. Dem übereinstimmenden Vorschlag 
in Ziffer 9 der Stellungnahme des Bundesrates und 
der damit übereinstimmenden Gegenäußerung der 
Bundesregierung wird zugestimmt mit der Maßga-
be, daß in der vorgeschlagenen Überschrift des § 42 
WPflG und des § 15 ZDG die Worte ,des Einsatzdien-
stes' ersetzt werden durch die Worte ,das hauptamt-
liche Einsatzpersonal` und in dem vorgeschlagenen 
Absatz 4 das Wort ,Beamte` durch das Wort ,haupt-
amtliches Personal'  ersetzt wird." 

Bonn, den 9. Dezember 1982 

Berger (Lahnstein) 

Berichterstatter 

Möhring 


